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zusätzliche Bäume:
Obstbäume                                   Obstbaum-Hochstämme, alte, heimische 
                                                      Sorten; zur Ortsrandbildung

Bodenvegetation (Stauden, Gräser und Gehölze für 
Regenrückhalte- und Versickerungsflächen)
Anemona nemorosa                    Buschwindröschen
Asperula odorata                         Waldmeister 
Athyrium filix-femina                    Frauenfarn 
Dryopteris spinulosa                    Dorniger Wurmfarn 
Hedera helix                                 Efeu; kriechend 
Lonicera periclymenum                Waldgeißblatt, kriechend 
Luzula pilosa                                Hainsimse; Behaarte  
Oxalis acetosella                          Sauerklee 
Polygonatum muliflorum                Salomonsiegel 
Vinca minor                                   Immergrün 
Viola silvestris                               Waldveilchen

Corylus avellana                          Haselnuss
Crataegus monogyna                  Eingriffeliger Weißdorn
Rosa canina                                Hundsrose
Prunus spinosa                           Schlehe
Salix caprea                                Salweide

Textliche Festsetzungen
1. Öffentliche Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
Innerhalb des Geltungsbereiches wird die öffentliche Grünfläche zum einen mit der Zweckbestimmung „Sportfläche“ und zum anderen mit der 
Zweckbestimmung „Parkanlage“ festgesetzt.

2. Flächen für Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB)
Die Pkw-Stellplätze sind in luft- und wasserdurchlässiger Ausführung (z.B. wassergebundene Decke, Pflaster mit mindestens 25 % Fugenanteil, 
Rasengittersteine oder Schotterrasen) auszuführen.

3. Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
3.1 Im Rahmen des Ausgleichs wird innerhalb des Geltungsbereichs ein Pflanzgebot festgesetzt, dass die nötigen Kompensationsmaßnahme aufnimmt. 
Die zu entwickelnden Pflanzstrukturen werden bei der Pflanzenauswahl der potentiellen natürlichen Vegetation des "Artenarmen 
Sternmieren-Eichen-Hainbuchenwaldes" nachempfunden und sollen zu mindestens 20 % aus Laubbaumarten und zu maximal 80 % aus Straucharten 
bestehen. Es sind Laubbäume mit einem Stammumfang von mind. 16/18 cm, gemessen in 1 m Höhe über dem Erdboden, zu pflanzen. Alternativ 
können im Randbereich auch Obstbaumarten wie z.B. Äpfel, Birnen, Pflaumen u.a. als Hochstämme gepflanzt werden. (vgl. Pflanzliste)

3.2 Die Flächen für Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser sind funktions- und standortgerecht mit heimischen Stauden, Gräsern und 
Gehölzen fachgerecht zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. (vgl. Pflanzliste)

4. Pflanzerhaltung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)
Der mit Pflanzerhaltung festgesetzte Gehölzbestand (Bäume und Sträucher) im Bereich der Stellplatzanlage ist dauerhaft zu erhalten, zu sichern und bei 
Verlust zu ersetzen. 

5. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
Die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft entlang der nördlichen, östlichen und 
südlichen Geltungsbereichsgrenzen sind in ihrer Oberflächenbeschaffenheit unverändert zu belassen. Die bestehende Vegetation des "Artenarmen 
Sternmieren-Eichen-Hainbuchenwaldes" ist zu erhalten und bei Verlust in ihrer Gehölzzusammenstellung entsprechend der potentiellen natürlichen 
Vegetation zu ersetzen. Pflegeeingriffe sind auf das erforderliche Maß zu beschränken.

Innerhalb der festgesetzten Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB sind die notwendigen Anlagen zur Regenwasserversickerung zulässig.

Anlage - Pflanzliste 
Bäume der natürlichen Waldgesellschaft:
Carpinus betulus                         Hainbuche
Fagus sylvatica                           Buche
Prunus avium                              Vogelkirsche
Quercus robur                             Stieleiche

Sträucher der natürlichen Waldgesellschaft:
Corylus avellana                          Haselnuss
Crataegus monogyna et              Ein- und 
Crataegus oxyacantha                Zweigriffliger Weißdorn
Rhamnus frangula                       Faulbaum
Rubus fruticosus aggreg.            Brombeeren

Sträucher der Pionier- und Ersatzgesellschaft,
als Ergänzung/ Anreicherung:

Lonicera periclymenum                Waldgeißblatt; rankend
Salix cinerea                                 Grau-Weide 
Viburnum opulus                           Schneeball 
Prunus spinosa                             Schlehe 
Rosa carnea                                 Hundsrose 
Salix caprea                                  Salweide (als Strauch gezogen)

Denkmäler
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch 
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen 
Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckungen von Bodendenkmälern ist der Stadt Hamm als Untere Denkmalbehörde 
(Telefon: 02381/174561, -62, Fax: 02381/172920) und/oder dem Westf. Museum für Archäologie/Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Olpe 
(Telefon: 02761/93750, Fax: 02761/2466) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mind. drei Werktage in unverändertem Zustand zu 
erhalten (§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschungen bis zu sechs Monaten in Besitz zu 
nehmen (§ 16 Abs. 4 Denkmalschutzgesetz NRW)

Kampfmittel
Für die Fläche des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes wurde der Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe (KBD-WL) mit der 
Luftbildauswertung beauftragt (Fundstelle-Nr. 5/37112). Die vorhandenen Luftbilder lassen ein Bombenabwurfgebiet, Schützenlöcher und eine 
Verdachtsfläche auf Blindgänger erkennen. Das Absuchen der Freiflächen und Baugruben ist im Bombenabwurfgebiet vor Beginn der Baumaßnahmen 
erforderlich. Vor Beginn von Ramm- oder Bohrarbeiten mit schwerem Gerät sind Sondierbohrungen erforderlich.
Allgemeines: Zur Vorlage von Bauanträgen ist eine Bescheinigung über das Ergebnis der Luftbildauswertung auf Kampfmittelrückstände des II. 
Weltkrieges erforderlich. Diese ist zu beantragen bei der Stadt Hamm, Feuerwehr, Abtlg. DPL, Hafenstraße 45, 59067 Hamm, unter Vorlage eines 
Auszuges der Deutschen Grundkarte (DGK) und Auszuges des Lageplans (Massstab 1/250 oder 1/500). 
Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf außergewöhnliche Verfärbung hin oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind 
die Arbeiten sofort einzustellen und das Amt für Brandschutz, REttungsdienst und Zivilschutz der Stadt Hamm (Telefon: 02381/903-0, -341, Notruf 112) 
ist zu verständigen.

Sicherungsmaßnahmen
Vor Baubeginn sind in den gekennzeichneten Bereichen Schutz- und Sicherungsmaßnahmen nach DIN 18920 an Einzelbäumen und Gehölzen 
vorzunehmen. Die Schutzmaßnahmen umfassen neben dem mechanischen Baumschutz auch eine ausreichende Bewässerung der Gehölze.

Hinweise


